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Sehr geehrte Mandanten,

das Steuerrecht trägt manchmal seltsame Blüten. Ein Beispiel: Auf-

wendungen im Zusammenhang mit typischen Berufskrankheiten kön-

nen zum steuermindernden Werbungskostenabzug berechtigen. Nicht

anders sieht es aus, wenn zwischen Erkrankung und Beruf ein eindeu-

tiger Zusammenhang besteht, wie es z.B. bei Unfällen der Fall ist.

Unter Umständen muss man sich daher zunächst vor anderen Gerich-

ten mit der Frage beschäftigen, ob auch tatsächlich ein Arbeits- bzw.

Dienstunfall vorliegt. Eine nette Entscheidung des Verwaltungsge-

richts Stuttgart (Az: 1 K 173/13) ist in diesem Zusammenhang hervor-

zuheben. Darin wurde geurteilt: Stürzt eine Lehrerin beim Besuch eines

Volksfestes, der offizieller Programmpunkt einer Klassenfahrt ist, im

Bierzelt von der Festzeltbank und verletzt sich dabei, ist dies ein Dienst-

unfall.

Dies bedeutet in der Folge: Sämtliche Aufwendungen im Zusammen-

hang mit diesem Dienstunfall können steuerlich abzugsfähige Wer-

bungskosten sein. Soweit so gut. Herausragend an der Entscheidung ist

aber ihre Begründung. Darin heißt es: "Es ist derzeit durchaus üblich,

dass Besucher eines Bierzelts (…) kollektiv auf die Bänke steigen und

dort zur Musik tanzen." Dies stuft das Gericht insbesondere zu später

Stunde und bei allgemein gehobener Stimmung als sozialadäquat ein.

Das gilt nach Auffassung des Gerichts trotz der relativen Gefährlichkeit

eines solchen Verhaltens. Auf Basis dieser Argumentation erkennt das

Gericht einen engen natürlichen Zusammenhang zur Dienstausübung

der Lehrerin.

In diesem Sinne: Bloß nicht sitzen bleiben, denn dann bestraft einen

das Steuerrecht.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Daniel Klein

Steuerberater
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorg- fältig ausge-
wählt und zu- sammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag dar- stellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Infor-matio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuer- problem vereinbaren
Sie des- halb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine
verbindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.09.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

 � Einkommensteuer

 � Kirchensteuer

 � Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.09. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2014

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Sep-

tember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.09.2014.

Steuerehrlichkeit: Informationsaustausch nach  
FATCA mit USA läuft über BZSt

Aufgrund des Abkommens zur Förderung der Steuerehrlichkeit bei 

internationalen Sachverhalten zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 31.05.2013 (FAT-

CA) sind die deutschen Finanzinstitute ab dem Kalenderjahr 2014 

verpflichtet, Finanzkonten mit US-Bezug an das Bundeszentralamt für 

Steuern (BZSt) zu melden. Dieses leitet eigenen Angaben zufolge die 

entsprechenden Daten an die US-amerikanische Steuerbehörde IRS 

weiter.

Hintergrund: Die Bundesrepublik und die USA haben sich mit dem 

FATCA darauf verständigt, durch gegenseitigen Informationsaus-

tausch über Finanzkonten (mit US-Bezug beziehungsweise mit Bezug 

zu Deutschland) eine effektive Besteuerung sicherzustellen. Durch das 

Abkommen verpflichten sich die beiden Vertragsparteien, die verein-

barten Daten von Finanzinstituten zu erheben und regelmäßig auto-

matisch auszutauschen.

Die FATCA-USA-Umsetzungsverordnung regelt nach Angaben des 

BZST die Erhebung der erforderlichen Daten durch die Finanzinstitu-

te und deren Übermittlungsform. Meldende deutsche Finanzinstitute 

seien verpflichtet, sich bei der Bundessteuerbehörde der Vereinigten 

Staaten von Amerika (Internal Revenue Service, IRS) zu registrieren 

und die zu erhebenden Daten zu US-amerikanischen meldepflichtigen 

Konten an das BZSt zu melden. Dieses leite die Meldungen an den IRS 

weiter. Die vom IRS erhaltenen Daten leite das BZSt an die inländi-

schen Landesfinanzverwaltungen weiter.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 16.07.2014

Vor Inkrafttreten des LPartG: Kein Splittingtarif für 
Lebenspartner

Die Partner einer Lebensgemeinschaft können für Jahre, in denen das 

Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG) noch nicht in Kraft war, das steu-

erliche Splittingverfahren nicht beanspruchen. Dies hat der Bundesfi-

nanzhof (BFH) klargestellt.

Der Kläger lebt seit 1997 mit seinem Partner, dem er vertraglich zum 

Unterhalt verpflichtet war, in einer Lebensgemeinschaft. Er beantrag-

te beim Finanzamt und später beim Finanzgericht vergeblich, für das 

Jahr 2000 zusammen mit seinem Partner zur Einkommensteuer ver-

anlagt zu werden. Das anschließende Revisionsverfahren beim BFH 

war bis zum Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 

07.05.2013 (2 BvR 909/06, 2 BvR 1981/06 und 2 BvR 288/07), durch 

den die einkommensteuerliche Ungleichbehandlung von Ehegatten 

und von eingetragenen Lebenspartnern für verfassungswidrig erklärt 

wurde, ausgesetzt. Der Kläger hielt auch nach Ergehen des BVerfG-

Beschlusses an seiner Revision fest, obwohl im Jahr 2000, für das er 

die Zusammenveranlagung begehrte, die Möglichkeit zur Eingehung 

einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach dem LPartG noch gar 

nicht bestanden hatte.

Der BFH wies die Revision zurück. Er entschied, dass für das Jahr 2000 

nur Ehegatten den Splittingtarif in Anspruch nehmen konnten. Auch 

aus § 2 Absatz 8 des Einkommensteuergesetzes (EStG), der nunmehr 
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rückwirkend die Gleichstellung von Ehegatten und Lebenspartnern 

regelt, ergebe sich kein Anspruch auf Zusammenveranlagung. Zwar 

spreche das Gesetz lediglich von „Lebenspartnern“ und nicht etwa von 

„Partnern einer eingetragenen Lebenspartnerschaft“. Jedoch sei zu be-

rücksichtigen, dass die Einfügung des § 2 Absatz 8 EStG eine Reaktion 

des Gesetzgebers auf die Entscheidung des BVerfG zur Gleichstellung 

der eingetragenen Lebenspartnerschaften gewesen sei.

Für das BVerfG sei ausschlaggebend gewesen, dass wegen des Inkraft-

tretens des LPartG zum 01.08.2001 und der damit bestehenden Mög-

lichkeit, eine eingetragene Lebenspartnerschaft einzugehen, derartige 

Partnerschaften sich herkömmlichen Ehen so sehr angenähert hätten, 

dass eine steuerliche Ungleichbehandlung nicht mehr zu rechtfertigen 

sei. Außerhalb der Ehe und der eingetragenen Lebenspartnerschaft be-

stehe somit auch nach Ansicht des BVerfG kein Anspruch auf Zusam-

menveranlagung. Deshalb könne zum Beispiel ein nicht verheiratetes, 

verschiedengeschlechtliches Paar auch dann nicht die Zusammenver-

anlagung beanspruchen, wenn die Partner einander vertraglich zu Un-

terhalt und Beistand verpflichtet seien.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 26.06.2014, III R 14/05

Kalte Progression: Abschaffung würde nur  
3,8 Milliarden Euro pro Jahr kosten

Die heimliche Steuererhöhung durch die kalte Progression wird bei 

unveränderter Gesetzeslage in den Jahren 2015 und 2016 zu staatli-

chen Mehreinnahmen von jeweils 3,8 Milliarden Euro führen. Das ha-

ben aktuelle Berechnungen des Rheinisch-westfälischen Instituts für 

Wirtschaftsforschung (RWI) ergeben. Eine Abschaffung der kalten Pro-

gression würde alle Steuerzahler um durchschnittlich 98 Euro pro Jahr 

entlasten. Dafür müssten die Tarifgrenzen fest an die Entwicklung der 

Verbraucherpreise gekoppelt werden. Laut RWI würden Geringverdie-

ner relativ zu ihrem Einkommen am meisten davon profitieren.

Nach aktuellen Berechnungen des RWI würde die Abschaffung der kal-

ten Progression durch Kopplung der Steuertarifgrenzen an die Entwick-

lung der Verbraucherpreise den Fiskus in den Jahren 2015 und 2016 

jeweils nur knapp 3,8 Milliarden Euro kosten. Unter der Annahme, dass 

in den betrachteten Jahren der Grundfreibetrag ohnehin an das jewei-

lige Existenzminimum angepasst werden müsste, entgingen dem Staat 

sogar nur 2,2 Milliarden Euro jährlich. Aufgrund der derzeit hohen 

Steuereinnahmen wäre eine Abschaffung der kalten Progression daher 

auch ohne umfangreiche Gegenfinanzierung auf der Einnahmenseite 

vertretbar, meint das Institut.

Rheinisch-westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, PM vom 

30.07.2014

Schlichtungsverfahren: Kosten als außergewöhnliche 
Belastung anerkannt

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat die Kosten für ein Schlichtungs-

verfahren als außergewöhnliche Belastung anerkannt. Konkret ging es 

um Rechtsanwaltsgebühren für die Vertretung in einem Schlichtungs-

verfahren vor der Schlichtungsstelle Bergschaden Nordrhein-Westfa-

len.

Das FG verweist auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes 

(BFH) zu den Kosten eines Zivilprozesses. Nach dem BFH-Urteil vom 

12.05.2011 (VI R 42/10) können Zivilprozesskosten unabhängig vom 

Gegenstand des Prozesses aus rechtlichen Gründen zwangsläufig er-

wachsen. Die Zwangsläufigkeit ist Voraussetzung für den Abzug der 

Kosten als außergewöhnliche Belastung.

Zwar handele es sich bei der Anrufung der Schlichtungsstelle Bergscha-

den in Nordrhein-Westfalen nicht um die Beschreitung des Rechtswe-

ges im engeren Sinne. Die Durchführung des Schlichtungsverfahrens 

stelle insbesondere keine Prozessvoraussetzung für das zivilgericht-

liche Verfahren dar. Zudem sei die Einrichtung der Schlichtungsstel-

le nicht auf gesetzlicher Grundlage erfolgt. Vielmehr hätten sich die 

Bergbauunternehmen und weitere Bergbauunternehmen vertraglich 

zur Beilegung von Streitigkeiten aus Bergschadensersatzansprüchen 

im Steinkohlerevier in Nordrhein-Westfalen verpflichtet. Gleichwohl 

sieht das FG im Schlichtungsverfahren eine „Vorstufe“ zum Zivilpro-

zess und damit eine Maßnahme zur Beschreitung des Rechtswegs 

im weiteren Sinne. Die Durchführung des Schlichtungsverfahrens sei 

ebenfalls Ausdruck des staatlichen Gewaltmonopols.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 08.08.2013, 11 K 3540/12 E
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Über Sparer-Pauschbetrag hinausgehender Wer-
bungskostenabzug ab 2009 nicht generell unzulässig

Einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 22.12.2009, wo-

nach ab 2009 ein über den Sparer-Pauschbetrag hinausgehender Wer-

bungskostenabzug generell unzulässig ist, ist nicht zu folgen. Dies hat 

das Finanzgericht (FG) Niedersachsen entschieden.

Im zugrunde liegenden Verfahren war die Frage streitig, ob der Wer-

bungskostenabzug bei den Einkünften aus Kapitalvermögen im Ver-

anlagungszeitraum 2009 auch dann ausgeschlossen ist, wenn sich die 

Werbungskosten auf Einnahmen eines vorangehenden Veranlagungs-

zeitraums beziehen. Konkret ging es um Aufwendungen eines Ehepaars 

für Steuerberatungskosten, die den Eheleuten im Zusammenhang mit 

den Einkünften aus Kapitalvermögen 2007 entstanden waren und die 

es im Veranlagungszeitraum 2009 als Werbungskosten in Abzug brin-

gen wollte.

Das beklagte Finanzamt berücksichtigte diese Aufwendungen im 

Einkommensteuerbescheid 2009 nicht, sondern verwies auf das Sch-

reiben des Bundesfinanzministeriums vom 22.12.2009. Die dagegen 

gerichtete Klage hatte Erfolg. Laut FG können die Kläger die Aufwen-

dungen für Steuerberatungskosten, die ihnen im Zusammenhang mit 

den Einkünften aus Kapitalvermögen 2007 entstanden sind, im Veran-

lagungszeitraum 2009 als Werbungskosten in Abzug bringen.

Die neue Fassung des § 9a Einkommensteuergesetz (EStG), die keinen 

Pauschbetrag für Einnahmen aus Kapitalvermögen mehr enthalte, sei 

gemäß § 52a Absatz 6 EStG erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 

2009 anzuwenden. Nach dem klaren Wortlaut des § 52a Absatz 10 

Satz 10 EStG sei die Zuerkennung eines Sparerpauschbetrages und der 

Ausschluss des Abzugs der tatsächlichen Werbungskosten auf nach 

dem 31.12.2008 zufließende Kapitalerträge bezogen. Zwar stehe den 

Klägern für den Veranlagungszeitraum 2009 ein Sparer-Pauschbetrag 

zu, weil ihnen in 2009 Kapitalerträge zugeflossen seien. Ein weiterge-

hender Werbungskostenabzug sei damit aber nicht ausgeschlossen. 

Denn die Steuerberatungskosten der Kläger beträfen Kapitalerträge, 

die ihnen davor, nämlich im Veranlagungszeitraum 2007 zugeflossen 

seien; es handele sich insoweit um nachträgliche Werbungskosten.

Finanzgericht Niedersachsen, Beschluss vom 18.02.2014, 3 K 433/13

Freibetrag für Pflegeleistungen für ihre Eltern  
pflegende Kinder ausgeschlossen

Nach § 13 Absatz 1 Nr. 9 Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) bleibt ein 

steuerpflichtiger Erwerb bis zu 20.000 Euro, der Personen anfällt, die 

dem Erblasser unentgeltlich oder gegen unzureichendes Entgelt Pflege 

oder Unterhalt gewährt haben, steuerfrei, soweit das Zugewendete als 

angemessenes Entgelt anzusehen ist. Allerdings kommt dieser Freibe-

trag nicht bei Erwerbern in Betracht, die gesetzlich zur Pflege oder zum 

Unterhalt verpflichtet sind, wie das Bayerische Landesamt für Steuern 

(BayLfSt) mitteilt.

Danach kann der Freibetrag beispielsweise Kindern, die ihre Eltern ge-

pflegt haben, nicht gewährt werden. Für sie bestehe zwar keine gesetz-

liche Verpflichtung zur Pflege, aber eine gesetzliche Unterhaltspflicht, 

erläutert das BayLfSt. Es reiche aus, wenn eine dieser Tatbestandsvo-

raussetzungen erfüllt sei, um die Gewährung des Freibetrags auszu-

schließen.

Landesamt für Steuern Bayern, Verfügung vom 08.04.2014, S 3812.1.1 

– 1/15 St 34

Winterdienst auf öffentlichen Gehwegen kann als 
haushaltsnahe Dienstleistung steuerbegünstigt sein

Auch die Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die jenseits der 

Grundstücksgrenze auf fremdem, beispielsweise öffentlichem Grund 

erbracht werden, können als haushaltsnahe Dienstleistung nach § 35a 

des Einkommensteuergesetzes (EStG) begünstigt sein. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Die Kläger beauftragten ein Unternehmen mit der Schneeräumung 

der in öffentlichem Eigentum stehenden Straßenfront entlang des 

von ihnen bewohnten Grundstücks. Ausweislich der Rechnung vom 

02.06.2008 entstanden ihnen hierfür Kosten in Höhe von 142,80 

Euro. In ihrer Einkommensteuererklärung machten sie diesen Betrag 

als Aufwendungen für die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienst-

leistungen geltend. Das Finanzamt gewährte die beantragte Steuerer-

mäßigung für die Kosten der Schneebeseitigung jedoch nicht. Denn die 

Dienstleistung sei außerhalb der Grundstücksgrenzen und damit nicht 

innerhalb des Haushalts durchgeführt worden. Soweit Dienstleis-
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tungen (zum Beispiel Straßen- und Gehwegreinigung, Winterdienst) 

auf öffentlichem Gelände durchgeführt würden, seien sie nicht als 

haushaltsnahe Dienstleistungen nach § 35a Einkommensteuergesetz 

(EStG) begünstigt.

Auf die Revision der Kläger hat der BFH die Vorentscheidung aufgeho-

ben und der Klage stattgegeben. Der Begriff „im Haushalt“ sei nicht 

räumlich, sondern funktionsbezogen auszulegen. Daher würden die 

Grenzen des Haushalts im Sinne des § 35a EStG nicht ausnahmslos – 

unabhängig von den Eigentumsverhältnissen – durch die Grundstücks-

grenzen abgesteckt. Es genüge, wenn die Dienstleistung für den Haus-

halt (zum Nutzen des Haushalts) erbracht werde. Es müsse sich dabei 

allerdings um Tätigkeiten handeln, die ansonsten üblicherweise von 

Familienmitgliedern erbracht und in unmittelbarem räumlichem Zu-

sammenhang zum Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt 

dienen. Hiervon sei insbesondere auszugehen, wenn der Steuerpflich-

tige als Eigentümer oder Mieter zur Reinigung und Schneeräumung 

von öffentlichen Straßen und (Geh)Wegen verpflichtet sei. In einem 

solchen Fall seien Aufwendungen für die Inanspruchnahme haushalts-

naher Dienstleistungen in vollem Umfang und nicht nur anteilig, so-

weit sie auf Privatgelände entfallen, nach § 35a EStG begünstigt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.03.2014, VI R 55/12

Aufwendungen für Hausanschluss als  
Handwerkerleistung steuerbegünstigt

Wird ein Grundstück durch den zuständigen Zweckverband an zen-

trale Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung 

angeschlossen, so handelt es sich dabei auch insoweit um eine steu-

erbegünstigte Handwerkerleistung im Sinne des § 35a Einkommen-

steuergesetz (EStG), als die Leistung sich auf das öffentliche Stra-

ßenland vor dem Grundstück bezieht. Dies stellt der Bundesfinanzhof 

(BFH) klar.

Im entschiedenen Fall war der Haushalt des Steuerpflichtigen nach-

träglich an das öffentliche Versorgungsnetz angeschlossen worden. 

Bei Hausanschlüssen handele es sich zwar auch insoweit, als die An-

schlussleitung innerhalb des Privatgrundstücks des Anschlussnehmers 

verlaufe, um Betriebsanlagen des Wasserversorgungsunternehmens. 

Gleichwohl sei der Hausanschluss insgesamt und damit auch, soweit 

er im öffentlichen Straßenraum verlaufe, zum Haushalt zu zählen und 

damit als Handwerkerleistung nach § 35a EStG begünstigt, so der BFH.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.03.2014, VI R 56/12

Bei einem Nachlass im Ausland halten zwei  
Finanzminister die Hände auf

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass „höherrangiges 

Recht“ nicht vorschreibe, dass eine bereits im Ausland gezahlte Erb-

schaftsteuer im Inland angerechnet werden müsse. Allerdings müsse 

diese Doppelbesteuerung „unter gewissen Umständen aus Billigkeits-

gründen“ gemildert werden. 

Im konkreten Fall hatte eine Frau Kapitalvermögen (von hier knapp 

1,5 Millionen Euro) geerbt, das in Frankreich lag – und auch dort ver-

steuert. In Deutschland wurde sie erneut zur Erbschaftsteuer heran-

gezogen, weil eine Anrechnung der bereits gezahlten Steuer weder 

durch ein Doppelbesteuerungsabkommen noch durch die im Inland 

geltende Anrechnungsvorschrift vorgesehen war. Das Finanzamt setz-

te Erbschaftsteuer fest und rechnete die bereits in Frankreich gezahlte 

Steuer weder an noch zog sie sie von der Bemessungsgrundlage ab. 

Der BFH: „Aufgrund der Autonomie der Mitgliedstaaten bei der Ausge-

staltung des Erbschaftsteuerrechts zwingt auch Unionsrecht nicht zum 

Abzug ausländischer Erbschaftsteuern als Nachlassverbindlichkeiten. 

Dem Unionsrecht lässt sich nicht entnehmen, welcher der beteilig-

ten Staaten die vom anderen Staat erhobene Erbschaftsteuer bei der 

Festsetzung der eigenen Erbschaftsteuer als Nachlassverbindlichkeit 

abziehen müsste.“ 

Hier wurde der Frau allerdings aus Billigkeitsgründen ein Teil der Erb-

schaftssteuer erlassen.

BFH, II R 10/12 vom 19.06.2013
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Fotovoltaikanlage: Vorsteuerabzug für Anbringung 
einer tritt- und druckfesten Dachdämmung bejaht

Das Finanzgericht (FG) München hält den Betreiber einer Fotovolta-

ikanlage für berechtigt, Vorsteuer aus den Kosten für die Anbringung 

einer tritt- und druckfesten Dämmung auf dem Dach, auf dem die An-

lage angebracht worden ist, abzuziehen.

Die Klägerin erzielt steuerpflichtige Umsätze aus dem Betrieb einer 

Fotovoltaikanlage auf dem Dach eines Pfarrheims. Dieses wurde mit 

einer druckfesten Wärmedämmung versehen, um zu verhindern, dass 

sich die Dachbahnen bei den Montagearbeiten für die Fotovoltaikan-

lage „durchschüsseln“ und es zu Schäden oder Folgeschäden kommt. 

Die Mehrkosten hierfür betrugen gegenüber den Kosten für die ur-

sprünglich vorgesehene Dämmung rund 10.766 Euro zuzüglich rund 

2.045 Euro Umsatzsteuer. Mit ihrer Umsatzsteuer-Voranmeldung für 

Dezember 2009 machte die Klägerin abziehbare Vorsteuerbeträge in 

Höhe von 2.045 Euro aus dieser Rechnung geltend. Davon abweichend 

setzte das beklagte Finanzamt die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für 

Dezember 2009 ohne Berücksichtigung dieses Betrages fest. Die hier-

gegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Finanzamt habe den Vorsteuerabzug aus den Mehrkosten für die 

druckfeste Wärmedämmung zu Unrecht versagt, so das FG München. 

Vorliegend sei die Klägerin als Unternehmer tätig geworden und des-

halb nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) zum 

Vorsteuerabzug berechtigt gewesen. Der Betrieb der Fotovoltaikan-

lage durch sie erfülle die Voraussetzungen einer unternehmerischen 

Tätigkeit, weil er als Nutzung eines Gegenstandes der nachhaltigen Er-

zielung von Einnahmen diene. Die streitgegenständlichen Leistungen 

seien auch für das Unternehmen der Klägerin (Betrieb der Fotovoltaik-

anlage) ausgeführt worden. Der für den Vorsteuerabzug erforderliche 

direkte und unmittelbare Zusammenhang zwischen Eingangsumsät-

zen und zum Abzug berechtigenden Ausgangsumsätzen liege vor.

Die Klägerin habe nachvollziehbar dargelegt, dass die Anbringung der 

druckfesten Dämmung auf dem Dach für die Installation und zum ord-

nungsgemäßen Betrieb der Fotovoltaikanlage erforderlich gewesen ist 

und sie die zusätzlichen Ausgaben hierfür nicht getätigt hätte, wenn 

sie keine Fotovoltaikanlage angebracht hätte. Die Mehrkosten für die 

druckfeste Dämmung seien demnach zum Zwecke der Ausübung einer 

steuerpflichtigen Tätigkeit, hier Betrieb der Fotovoltaikanlage, ent-

standen.

Aber selbst wenn man davon ausginge, dass insoweit ein direkter und 

unmittelbarer Zusammenhang zwischen dem streitgegenständlichen 

Eingangsumsatz (Anbringung einer druckfesten Dämmung) und den 

Ausgangsumsätzen mit der Fotovoltaikanlage fehlt, sei die Kläge-

rin deshalb zum Vorsteuerabzug berechtigt, betont das FG. Denn die 

streitgegenständlichen Mehrkosten gehörten zu ihren allgemeinen 

Aufwendungen für den Betrieb der Fotovoltaikanlage und seien – als 

solche – Bestandteile des Preises der von ihr erbrachten Leistungen. 

Derartige Kosten hingen direkt und unmittelbar mit ihrer wirtschaftli-

chen Tätigkeit zusammen, so das FG.

Das Gericht sah auch keinen Grund für eine Aufteilung der Vorsteuer. 

Die allein geltend gemachten Mehrkosten für die streitgegenständli-

che Dämmung berechtigten zum vollen Vorsteuerabzug. Denn für die-

se Baumaßnahme bestehe kein unmittelbarer Nutzungs- und Funkti-

onszusammenhang mit dem Gebäude selbst.

Finanzgericht München, Urteil vom 30.07.2013, 2 K 3966/10

Übernahme der Postbank durch die Deutsche Bank: 
Streit um Gegenleistung für Aktien geht weiter

Die Klägerin, die 150.000 Aktien der Deutschen Postbank AG hielt und 

für diese Aktien ein am 07.10.010 veröffentlichtes (freiwilliges) Über-

nahmeangebot der Deutsche Bank AG nach § 29 Absatz 1 des Wertpa-

piererwerbs- und Übernahmegesetzes (WpÜG) angenommen hat, hält 

die angebotene Gegenleistung von 25 Euro pro Aktie für zu niedrig. Sie 

hat die Zahlung eines Differenzbetrags in Höhe von 4.837.500 Euro 

verlangt. Ihr Zahlungsverlangen stützte die Klägerin darauf, dass die 

Deutsche Bank AG bereits am 12.09.2008 mit der damaligen Mutter-

gesellschaft der Postbank, der Deutsche Post AG, einen Vertrag („Ur-

sprungsvertrag“) über den Erwerb einer Minderheitsbeteiligung an der 

Postbank von 29,75 Prozent zum Preis von 57,25 Euro pro Aktie ge-

schlossen hatte. Zusätzlich hatte die Deutsche Bank die Option erhal-

ten, ein weiteres Aktienpaket in Höhe von 18 Prozent an der Postbank 

für 55 Euro je Aktie zu erwerben, und der Deutsche Post AG war eine 

Allgemeine 
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Verkaufsoption eingeräumt worden, ihren an der Postbank verbleiben-

den Anteil von 20,25 Prozent plus einer Aktie zum Preis von 42,80 Euro 

je Aktie an die Deutsche Bank AG veräußern zu können.

Nachdem die Deutsche Bank AG und die Deutsche Post AG Ende De-

zember 2008 aufgrund veränderter Marktbedingungen zunächst ver-

einbart hatten, den Vollzug der ursprünglichen Erwerbsvereinbarung 

zu verschieben, hatten sie am 14.01.2009 eine „Nachtragsvereinba-

rung“ geschlossen, nach der der Erwerb der Postbank in drei Schritten 

erfolgen sollte: Zunächst sollte die Deutsche Bank AG 50 Millionen 

Aktien (= 22,9 Prozent des Grundkapitals der Postbank) zum Preis 

von 23,92 Euro pro Aktie, sodann 60 Millionen Aktien (= 27,4 Prozent 

des Grundkapitals) über eine Pflichtumtauschanleihe mit Fälligkeit 

zum 25.02.2012 zum Preis von 45,45 Euro pro Aktie und schließlich 

26.417.432 Aktien (= 12,1 Prozent des Grundkapitals) aufgrund von 

Call- und Put-Optionen zu einem Preis von 48,85 Euro je Aktie für die 

Call-Option und von je 49,42 Euro für die Put-Option erwerben. Die 

Optionen sollten zwischen dem 28.02.2012 und dem 25.02.2013 aus-

geübt werden können.

Die Klägerin meint, die Deutsche Bank AG hätte schon aufgrund des 

Ursprungsvertrags, jedenfalls aber aufgrund der Nachtragsverein-

barung ein Pflichtangebot nach § 35 Absatz 2 WpÜG zu einem Preis 

von 57,25 Euro, hilfsweise zu einem Preis von 49,42 Euro (Put-Option) 

48,85 Euro (Call-Option) beziehungsweise 45,45 Euro (Pflichtumtau-

schanleihe) pro Aktie veröffentlichen müssen, weil diese Vereinbarun-

gen gemäß § 30 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 5 beziehungsweise § 30 

Absatz 2 WpÜG zur Erlangung der Kontrolle über die Postbank geführt 

hätten. Jedenfalls seien diese Vereinbarungen bei der Bestimmung der 

angemessenen Gegenleistung nach § 31 Absatz 1 WpÜG zu berück-

sichtigen.

Der BGH hat auf die Revision der Klägerin die Entscheidung des OLG 

aufgehoben und die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung 

an dieses zurückverwiesen. Das OLG habe zwar rechtsfehlerfrei ange-

nommen, dass die von der Deutsche Post AG gehaltenen Anteile an der 

Postbank der Deutsche Bank AG nicht nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 

und 5 WpÜG zuzurechnen gewesen seien. Anders als das OLG hat der 

BGH aber eine Zurechnung im Rahmen eines „acting in concert“ nach 

§ 30 Absatz 2 WpÜG für möglich gehalten. Das OLG hätte der Be-

hauptung der Klägerin nachgehen müssen, dass in der Nachtragsver-

einbarung zwischen der Deutsche Bank AG und der Deutsche Post AG 

eine „Interessenschutzklausel“ enthalten gewesen sei, aufgrund derer 

das Abstimmungsverhalten der beiden Vertragspartner in den Haupt-

versammlungen der Postbank abgestimmt worden sei. Die Sache ist 

zurückverwiesen worden, damit das OLG die dazu erforderlichen Fest-

stellungen treffen kann.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 29.07.2014, II ZR 353/12

Schadenersatzklage gegen Porsche: Anleger  
gescheitert

Ein Anleger ist mit seiner Schadenersatzklage in Höhe von rund 

132.000 Euro gegen die Porsche Automobil Holding S.E. gescheitert. 

Gegen das Urteil kann Berufung eingelegt werden.

Hintergrund der Schadenersatzklage waren die Pressemitteilungen der 

Porsche Automobil Holding S. E. im Zeitraum März bis Oktober 2008. 

Da die Beklagte bereits in der Zeit vor dem 26.10.2008 die Absicht ge-

habt habe, durch den Erwerb von 75 Prozent des Aktienbestandes die 

VW-AG zu übernehmen, sei die Mitteilung am 26.10.2008 zu spät ver-

öffentlicht worden, meint der Kläger. Aufgrund der bis zu diesem Zeit-

punkt erfolgten Mitteilungen im März und September 2008 sei von 

einer Übernahmeabsicht nicht auszugehen gewesen. Als der Kläger am 

24.10.2008 seine Finanztransaktion getätigt habe, sei er von sinken-

den Kursen ausgegangen. Nach der Veröffentlichung der Mitteilung 

der Beklagten am 26.10.2008 seien die Kurse der VW-Stammaktie 

am 27.10.2008 stark gestiegen. Aufgrund des Kursanstiegs habe er zur 

Schließung seiner Position einen viel höheren Preis pro Aktie aufwen-

den müssen. Dadurch sei ihm ein finanzieller Verlust von 131.986,60 

Euro entstanden.

Die Beklagte verweist darauf, dass die Mitteilung vom 26.10.2008 der 

aktuellen Beschlusslage des Unternehmens entsprochen habe und 

daher richtig gewesen sei. Auch stellt sie einen ursächlichen Zusam-

menhang zwischen den Mitteilungen und der Transaktion des Klägers 

in Abrede.

Das LG Braunschweig hat sowohl eine deliktsrechtliche Haftung der 

Beklagten gemäß § 823 Absatz 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in 

Verbindung mit einem Schutzgesetz als auch eine Haftung wegen vor-

sätzlicher sittenwidriger Schädigung gemäß § 826 BGB verneint. Eine 
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Schadenersatzpflicht der Beklagten gemäß § 823 Absatz 2 BGB unter 

dem Gesichtspunkt eines Betruges scheide aus, weil kein unmittelba-

rer Zusammenhang zwischen dem angeblichen Schaden des Klägers 

und eventuell erzielten Gewinnen der Beklagten bei dem Handel mit 

Optionen von VW-Stammaktien bestehe.

Eine analoge Anwendung der §§ 37b,37c Wertpapierhandelsgesetz 

(WpHG – Schadensersatz wegen Veröffentlichung unwahrer Insider-

informationen) komme nicht in Betracht, weil diese Vorschriften sich 

lediglich auf die Veröffentlichungspflicht des Emittenten gemäß § 15 

WpHG beziehe, nicht aber auf andere Marktteilnehmer. Das in § 20a 

WpHG geregelte Verbot der Marktmanipulation sei nach der Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofs kein Schutzgesetz im Sinne des § 

823 Absatz 2 BGB.

Eine Haftung gemäß § 826 BGB wegen einer vorsätzlichen sittenwid-

rigen Schädigung verneint das LG zum einen unter Hinweis auf das 

Fehlen eines sittenwidrigen Handels der Beklagten und zum anderen 

wegen der fehlenden Kausalität zwischen den Mitteilungen und der 

Entscheidung des Klägers, das Börsengeschäft zu tätigen. 

Landgericht Braunschweig, Urteil vom 30.07.2014, 5 O 401/13

Fortschreitendes Alter kann Veranlassung geben, 
notarielle Vereinbarung über Unterhaltszahlungen 
abzuändern

Die in einer notariellen Vereinbarung enthaltene Verpflichtung, an die 

geschiedene Ehefrau Unterhalt zu leisten, kann bei einer wesentlichen 

Änderung der tatsächlichen Verhältnisse entfallen. Eine derartige Ver-

änderung kann im fortschreitenden Alter des Verpflichteten und den 

sich daraus ergebenden Auswirkungen auf seine Erwerbstätigkeit gese-

hen werden. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Koblenz entschie-

den. So müsse ein in schwierigen finanziellen Verhältnissen lebender 

78-Jähriger seine Einnahmen aus der noch ausgeübten selbstständigen 

Tätigkeit als Bauingenieur nicht mehr für den Unterhalt seiner 72-jäh-

rigen Ex-Frau einsetzen.

Der kurz vor der Vollendung des 78. Lebensjahres stehende Antragstel-

ler begehrt die Abänderung einer notariellen Verpflichtung zur Zah-

lung nachehelichen Ehegattenunterhalts ab 2013. Die Ehe war 2005 

geschieden worden. Im gleichen Jahr hatten die Eheleute im Rahmen 

eines notariellen Ehevertrages unter anderem die Übertragung vor-

mals gemeinsamen Grundbesitzes nebst Verbindlichkeiten auf den 

Ehemann und dessen Verpflichtung zur Zahlung monatlichen nach-

ehelichen Unterhalts von 1.000 Euro vereinbart.

Seinen Abänderungsantrag auf Wegfall der Zahlungspflicht wegen 

Verschlechterung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse hat das Amts-

gericht in erster Instanz zurückgewiesen. Die dagegen gerichtete Be-

schwerde des Antragstellers zum OLG war erfolgreich. Dieses hat die 

notarielle Vereinbarung – dem Antrag des Ehemannes folgend – abge-

ändert.

Die notarielle Vereinbarung der Eheleute sei nach den Grundsätzen des 

Wegfalls der Geschäftsgrundlage im Fall einer wesentlichen Änderung 

der tatsächlichen Verhältnisse abänderbar. Eine solche sei unter ande-

rem hinsichtlich der Einnahmen des Ehemannes aus seiner weiterhin 

ausgeübten selbstständigen Tätigkeit als Bauingenieur eingetreten. In 

welchem Umfang das Einkommen aus Erwerbstätigkeit nach Erreichen 

der Regelaltersgrenze für Unterhaltsleistungen heranzuziehen sei, 

müsse im Einzelfall unter Berücksichtigung aller Umstände – insbe-

sondere des Alters, der zunehmenden körperlichen und geistigen Be-

lastung, der ursprünglichen Planung der Eheleute und ihrer wirtschaft-

lichen Verhältnisse – bewertet werden.

Danach entfalle die Unterhaltspflicht des Antragstellers. Zwar seien 

die Vorstellungen der Eheleute bei Abschluss des notariellen Vertrages 

ersichtlich dahin gegangen, der – damals bereits fast 69 Jahre alte – 

Ehemann werde noch über das Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 

hinaus eine Erwerbstätigkeit ausüben. Daraus folge aber nicht der Ein-

satz der daraus erzielten Einkünften für den Unterhalt der Ehefrau auf 

unabsehbare Zeit. Hinzu komme die schwierige finanzielle Lage des 

Antragstellers, der lediglich über Altersrente und Ehrensold in Höhe 

von insgesamt 473 Euro monatlich verfüge. Er könne deshalb durch 

geringe Einkünfte aus seiner selbstständigen Tätigkeit, deren Erzielung 

mit fortschreitendem Alter immer weniger wahrscheinlich werde, le-

diglich seinen angemessenen eigenen Lebensbedarf sicherstellen.

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss vom 18.06.2014, 9 UF 34/14, 

rechtskräftig
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Rückforderung eines Darlehens nach Trennung vom 
Sohn: Ex-Schwiegereltern in Beweisnot

Eine sieben Jahre nach Trennung und fünf Jahre nach Scheidung einge-

reichte Klage der Ex-Schwiegereltern gegen ihre vormalige Schwieger-

tochter auf Rückzahlung eines angeblichen Darlehens wurde abgewie-

sen. Den Klägern gelang nach Angaben des Landgerichts (LG) Coburg 

der Nachweis nicht, dass sie 18 Jahre vor der Klage einen Darlehensver-

trag mit ihrer Schwiegertochter geschlossen hatten.

1995 ließen die Kläger ihrem Sohn und seiner damaligen Ehefrau 

51.000 DM für den Kauf einer Wohnung zukommen. Die Eheleute er-

warben eine Wohnung 1996 jeweils zur Hälfte. Im Jahr 2006 trennten 

sich die Eheleute. Der Mann zog aus der Wohnung aus. Die Frau zahlte 

ihrem Ehemann eine Nutzungsentschädigung für seinen Wohnungs-

anteil. Die Eheleute ließen sich 2008 scheiden. Anfang 2013 verkauf-

ten die Ex-Eheleute die gemeinsame Wohnung. Die Ex-Schwiegerel-

tern wollten nun 12.500 Euro von ihrer ehemaligen Schwiegertochter 

mit der Begründung, es sei 1995 ein Darlehen an diese und ihren Sohn 

je zur Hälfte ausgezahlt worden. Dieses zinslose Darlehen hätte un-

ter der Bedingung gestanden, dass im Fall des Verkaufs der Wohnung 

die Rückzahlung zu erfolgen habe. Die beklagte Frau verteidigte sich 

damit, dass es kein Darlehen gegeben hätte. Über irgendwelche Bedin-

gungen sei nicht gesprochen worden. Es hätte sich um eine Schenkung 

gehandelt. Wenn ein Darlehen vorhanden gewesen wäre, wären ihre 

Ex-Schwiegereltern schon viel früher an sie herangetreten.

Das LG Coburg wies die Klage ab. Es konnte sich nicht davon über-

zeugen, dass 1995 ein Darlehensvertrag geschlossen wurde. Die Klä-

ger und ihr Sohn hätten zwar über Gespräche untereinander im Jahr 

1995 berichtet. Sie hätten aber nicht angeben können, inwieweit da-

mals die Schwiegertochter eingebunden oder überhaupt anwesend 

gewesen sei. Über die Bedingungen der Rückzahlung des behaupteten 

zinslosen Darlehens seien unterschiedliche Angaben gemacht worden. 

Der Ex-Schwiegervater habe von einer Rückforderungsmöglichkeit 

gesprochen, falls die Geldgeber in eine Notlage kämen. Eine solche 

Rückforderungsmöglichkeit von Zuwendungen kenne aber auch das 

Schenkungsrecht. Da keine schriftlichen Unterlagen aus dem Jahr 1995 

vorlägen, habe sich das Gericht nicht von einem Darlehen und den be-

haupteten Rückzahlungsbedingungen überzeugen können.

Das LG berücksichtigte auch, dass es im Rahmen des Scheidungsver-

fahrens zum Entwurf einer Scheidungsvereinbarung gekommen war. 

Dort hatten die Eheleute ihre gesamten Verbindlichkeiten aufgeführt. 

Ein Darlehen der Kläger habe sich in dieser Aufstellung nicht befun-

den. Zwar sei der Abschluss der Scheidungsvereinbarung gescheitert. 

Jedoch nahm das Gericht diesen Entwurf und weitere Unterlagen aus 

dem Scheidungsverfahren, die ebenfalls keinen Hinweis auf ein Darle-

hen der Kläger enthielten, als Indiz dafür, dass kein solches Darlehen 

bestand.

Das LG führte des Weiteren aus, dass bei Zuwendungen an Schwie-

gerkinder im Fall der Trennung der Eheleute unter bestimmten Um-

ständen die Möglichkeit einer Rückforderung nach den Grundsätzen 

des Wegfalls der Geschäftsgrundlage bestehe. Ein solcher Anspruch sei 

aber spätestens mit der Scheidung der Eheleute im Jahr 2008 fällig ge-

worden. Die Verjährung für einen solchen Anspruch betrage drei Jahre, 

sodass sie spätestens mit Ablauf des Jahres 2011 eingetreten sei. Somit 

wäre ein möglicher Rückforderungsanspruch nach den Grundsätzen 

nach dem Wegfall der Geschäftsgrundlage verjährt.

Landgericht Coburg, Urteil vom 07.02.2014, 22 O 396/13, rechtskräf-

tig


